6. AUGUST 1931 - Gesetz zur Festlegung von Unvereinbarkeiten und Verboten für die Minister, ehemaligen Minister und Staatsminister und die Mitglieder und ehemaligen Mitglieder der Gesetzgebenden Kammern
Konsolidierung
Im Belgischen Staatsblatt vom 22. Februar 2000 ist die deutsche Übersetzung dieses Gesetzes als inoffizielle Koordinierung veröffentlicht worden, und zwar unter Berücksichtigung der Abänderungen durch:
- das Gesetz vom 23. Dezember 1950 zur Abänderung des Gesetzes vom 6. August 1931 zur Festlegung von Unvereinbarkeiten und Verboten für die Minister, ehemaligen Minister und Staatsminister und die Mitglieder und ehemaligen Mitglieder der Gesetzgebenden Kammern,

- das Gesetz vom 9. April 1965 zur Festlegung verschiedener Maßnahmen für die Ausdehnung der Universitäten,

- das Gesetz vom 28. Mai 1971 zur Festlegung neuer Maßnahmen für die Ausdehnung der Universitäten,

- das Gesetz vom 28. Juni 1983 über die Organisation, Zuständigkeit und Arbeitsweise des Schiedshofes,

- das Gesetz vom 6. Juli 1987 zur Abänderung des Gesetzes vom 6. August 1931 zur Festlegung von Unvereinbarkeiten und Verboten für die Minister, ehemaligen Minister und Staatsminister und die Mitglieder und ehemaligen Mitglieder der Gesetzgebenden Kammern.

Die vorliegende Konsolidierung enthält darüber hinaus die Abänderungen, die nach dem 6. Juli 1987 vorgenommen worden sind durch:
- Artikel 38 des Gesetzes vom 21. Mai 1991 zur Abänderung verschiedener Rechtsvorschriften über die Pensionen im öffentlichen Sektor (offizielle deutsche Übersetzung: Belgisches Staatsblatt vom 27. Februar 2001),

- die Artikel 102, 103 und 104 des ordentlichen Gesetzes vom 16. Juli 1993 zur Vollendung der föderalen Staatsstruktur (offizielle deutsche Übersetzung: Belgisches Staatsblatt vom 27. Februar 2001),

- Artikel 3 des Gesetzes vom 30. Dezember 1993 zur Abänderung des ordentlichen Gesetzes vom 16. Juli 1993 zur Vollendung der föderalen Staatsstruktur, des Wahlgesetzbuches, des Gesetzes vom 6. August 1931 zur Festlegung von Unvereinbarkeiten und Verboten für die Minister, ehemaligen Minister und Staatsminister und die Mitglieder und ehemaligen Mitglieder der Gesetzgebenden Kammern, des Gesetzes vom 23. März 1989 über die Wahl des Europäischen Parlaments, des Gesetzes vom 31. Dezember 1983 über institutionelle Reformen für die Deutschsprachige Gemeinschaft und des Grundlagengesetzes vom 19. Oktober 1921 über die Provinzialwahlen (offizielle deutsche Übersetzung: Belgisches Staatsblatt vom 27. Februar 2001),

- das Gesetz vom 4. Dezember 1996 zur Abänderung des Gesetzes vom 6. August 1931 zur Festlegung von Unvereinbarkeiten und Verboten für die Minister, ehemaligen Minister und Staatsminister und die Mitglieder und ehemaligen Mitglieder der Gesetzgebenden Kammern (offizielle deutsche Übersetzung: Belgisches Staatsblatt vom 27. Februar 2001),

- die Artikel 2 bis 4 des Gesetzes vom 4. Mai 1999 zur Einschränkung der gleichzeitigen Ausübung des Mandats als föderaler Parlamentarier beziehungsweise europäischer Parlamentarier und anderer Ämter (offizielle deutsche Übersetzung: Belgisches Staatsblatt vom 27. Februar 2001),

- das Gesetz vom 26. Juni 2000 über die Einführung des Euro in die Rechtsvorschriften in Bezug auf die in Artikel 78 der Verfassung erwähnten Angelegenheiten,

- das Gesetz vom 12. August 2000 zur Abänderung von Artikel 1ter des Gesetzes vom 6. August 1931 zur Festlegung von Unvereinbarkeiten und Verboten für die Minister, ehemaligen Minister und Staatsminister und die Mitglieder und ehemaligen Mitglieder der Gesetzgebenden Kammern (offizielle deutsche Übersetzung: Belgisches Staatsblatt vom 27. Februar 2001),

- das Gesetz vom 4. Februar 2003 zur Abänderung verschiedener Bestimmungen in Sachen politischer Urlaub für die Personalmitglieder der öffentlichen Dienste (offizielle deutsche Übersetzung: Belgisches Staatsblatt vom 28. Oktober 2003),
- die Artikel 3 und 4 des Gesetzes vom 21. Februar 2010 zur Anpassung verschiedener Gesetze, die eine in Artikel 77 der Verfassung erwähnte Angelegenheit regeln, an die Bezeichnung "Verfassungsgerichtshof" (Belgisches Staatsblatt vom 17. September 2010),
- das Gesetz vom 6. Januar 2014 zur Abänderung des Gesetzes vom 6. August 1931 zur Festlegung von Unvereinbarkeiten und Verboten für die Minister, ehemaligen Minister und Staatsminister und die Mitglieder und ehemaligen Mitglieder der Gesetzgebenden Kammern (Belgisches Staatsblatt vom 17. Oktober 2014),
- Artikel 2 des Gesetzes vom 25. April 2014 zur Berichtigung verschiedener Gesetze, die eine in Artikel 78 der Verfassung erwähnte Angelegenheit regeln (Belgisches Staatsblatt vom 27. April 2015),
- das Gesetz vom 14. Oktober 2018 zur Abänderung des Gesetzes vom 6. August 1931 zur Festlegung von Unvereinbarkeiten und Verboten für die Minister, ehemaligen Minister und Staatsminister und die Mitglieder und ehemaligen Mitglieder der Gesetzgebenden Kammern, was die gleichzeitige Ausübung von Mandaten betrifft (Belgisches Staatsblatt vom 4. Januar 2019) (I),

- das Gesetz vom 14. Oktober 2018 zur Abänderung des Gesetzes vom 6. August 1931 zur Festlegung von Unvereinbarkeiten und Verboten für die Minister, ehemaligen Minister und Staatsminister und die Mitglieder und ehemaligen Mitglieder der Gesetzgebenden Kammern, was den gleichzeitigen Bezug öffentlicher Entschädigungen betrifft (Belgisches Staatsblatt vom 25. Januar 2019) (II),
- das Gesetz vom 9. Februar 2020 zur Abänderung des Gesetzes vom 6. August 1931 zur Festlegung von Unvereinbarkeiten und Verboten für die Minister, ehemaligen Minister und Staatsminister und die Mitglieder und ehemaligen Mitglieder der Gesetzgebenden Kammern, was die Austrittsentschädigung ehemaliger Parlamentsmitglieder betrifft (Belgisches Staatsblatt vom 2. Juni 2020).
Diese Konsolidierung ist von der Zentralen Dienststelle für Deutsche Übersetzungen in Malmedy erstellt worden.

6. AUGUST 1931 - Gesetz zur Festlegung von Unvereinbarkeiten und Verboten für die Minister, ehemaligen Minister und Staatsminister und die Mitglieder und ehemaligen Mitglieder der Gesetzgebenden Kammern

Artikel 1 - [Ein Mandat als Mitglied der Abgeordnetenkammer oder als Senator ist unvereinbar mit nachfolgenden Ämtern beziehungsweise Mandaten:


1. Beamter oder besoldeter Angestellter des Staates,


2. vom Staat bezahlter Diener eines der Kulte,


3. Rechtsanwalt der föderalen öffentlichen Verwaltungen,


4. Bediensteter des Staatskassierers,


5. Regierungskommissar bei Aktiengesellschaften,


6. Provinzgouverneur, Vizegouverneur, beigeordneter Gouverneur, Provinzialrats​mitglied, Provinzgreffier,


7. Bezirkskommissar,


8. Inhaber eines Amtes des Gerichtlichen Standes,


9. Staatsrat, Beisitzer der Gesetzgebungsabteilung oder Mitglied des Auditorats, des Koordinationsbüros oder der Kanzlei des Staatsrates,


10. Richter, Referendar oder Greffier [des Verfassungsgerichtshofes],


11. Mitglied des Rechnungshofes,


12. Militärperson im aktiven Dienst, mit Ausnahme der als Milizpflichtige wieder einberufenen Reserveoffiziere,


13. Mitglied des Verwaltungsrates eines vom Staat abhängenden autonomen öffentlichen Unternehmens.]


Sie dürfen weder im Interesse des Staates Streitsachen vor Gericht vertreten beziehungsweise darin eingreifen, noch dem Staat in solchen Sachen Stellungnahmen abgeben beziehungsweise ihn darin beraten, es sei denn unentgeltlich.


[...]


[Die im Dekret vom 20. Juli 1831 vorgesehene Eidesleistung setzt der Beschäftigung oder dem Amt des Gewählten ein Ende.]


[Weist der Betreffende zu diesem Zeitpunkt zehn Beschäftigungs- beziehungsweise Amtsjahre vor, die für seinen Anspruch auf Pension anzurechnen sind, so wird die Pension ihm auf einen innerhalb der gesetzlichen Fristen eingereichten Antrag hin ab dem ersten Tag des Monats nach demjenigen, in dem er das gesetzlich vorgesehene Alter erreicht, gewährt. Diese Pension wird auf der Grundlage der Angaben berechnet, die berücksichtigt worden wären, wenn die Pension zum Zeitpunkt der Beendigung des Amtes oder der Beschäftigung eingesetzt hätte.]


[Die in Absatz 5 erwähnten Personen, die Dienste geleistet haben, die den Anspruch auf eine in Artikel 45 des Gesetzes vom 15. Mai 1984 zur Festlegung von Maßnahmen zur Harmonisierung der Pensionsregelungen erwähnte Pension eröffnen können, können sich auf Artikel 46 des vorerwähnten Gesetzes berufen, selbst wenn das Amt oder die Beschäftigung vor dem 1. Januar 1977 beendet wurde.]


[...]

[Art. 1 Abs. 1 ersetzt durch Art. 2 des G. vom 4. Mai 1999 (B.S. vom 28. Juli 1999); Abs. 1 Nr. 10 abgeändert durch Art. 3 des G. vom 21. Februar 2010 (B.S. vom 26. Februar 2010); früherer Absatz 3 aufgehoben durch Art. 102 des G. vom 16. Juli 1993 (B.S. vom 20. Juli 1993); Abs. 3 (früherer Absatz 4) ersetzt durch Art. 3 des G. vom 23. Dezember 1950 (B.S. vom 12. Januar 1951); Abs. 4 (früherer Absatz 5) eingefügt durch Art. 3 des G. vom 23. Dezember 1950 (B.S. vom 12. Januar 1951); Abs. 5 (früherer Absatz 6) eingefügt durch Art. 38 des G. vom 21. Mai 1991 (B.S. vom 20. Juni 1991); Abs. 6 und 7 (frühere Absätze 7 und 8) eingefügt durch Art. 102 des G. vom 16. Juli 1993 (B.S.  vom 20. Juli 1993) und aufgehoben durch Art. 15 des G. vom 4. Februar 2003 (B.S. vom 19. Februar 2003)]

[Art. 1bis - [[Ein Mitglied der Abgeordnetenkammer, das infolge seiner Ernennung zum Minister oder Staatssekretär der Föderalregierung oder infolge seiner Wahl zum Minister oder Staatssekretär einer Regional- oder Gemeinschaftsregierung aufhört zu tagen, wird durch das erste in Betracht kommende Ersatzmitglied der Liste, auf der es gewählt worden ist, ersetzt.]

Ein kooptierter Senator, der infolge seiner Ernennung zum Minister oder Staatssekretär der Föderalregierung oder infolge seiner Wahl zum Minister oder Staatssekretär einer Regional- oder Gemeinschaftsregierung aufhört zu tagen, wird durch den gemäß Artikel 221 des Wahlgesetzbuches zu diesem Zweck bestimmten Kandidaten ersetzt.


Ein Minister oder Staatssekretär einer Föderalregierung, die dem König ihren Rücktritt angeboten hat, oder ein Minister oder Staatssekretär einer Regional- oder Gemeinschafts​regierung, die zurücktritt, kann jedoch nach vollständiger Erneuerung der Gesetzgebenden Kammern sein Amt als Minister oder Staatssekretär einer Föderal-, Regional- oder Gemeinschaftsregierung mit dem Mandat als Mitglied einer der beiden Kammern vereinbaren bis zum Zeitpunkt, zu dem der König über den Rücktritt der Föderalregierung definitiv entschieden hat oder die Regional- oder Gemeinschaftsregierung neu gewählt worden ist.]]

[Art. 1bis eingefügt durch Art. 103 des G. vom 16. Juli 1993 (B.S. vom 20. Juli 1993) und ersetzt durch Art. 2 des G. vom 4. Dezember 1996 (B.S. vom 31. Dezember 1996); Abs. 1 ersetzt durch Art. 2 des G. vom 6. Januar 2014 (B.S. vom 31. Januar 2014)]

[Art. 1ter - [Unbeschadet der anderen verfassungsmäßigen und gesetzlichen Unvereinbarkeiten dürfen [die in Artikel 67 § 1 Nr. 1 bis 5 der Verfassung erwähnten Senatoren] nicht gleichzeitig das Amt eines Bürgermeisters, eines Schöffen oder eines Präsidenten eines öffentlichen Sozialhilfezentrums ausüben.]]

[Art. 1ter eingefügt durch Art. 3 des G. vom 30. Dezember 1993 (B.S. vom 11. Januar 1994), ersetzt durch Art. 2 des G. vom 12. August 2000 (B.S. vom 26. August 2000) und abgeändert durch Art. 3 des G. vom 6. Januar 2014 (B.S. vom 31. Januar 2014)]

[Art. 1quater - Ein Mandat als Mitglied der Abgeordnetenkammer oder als Senator kann nicht gleichzeitig mit mehr als einem entlohnten ausführenden Mandat ausgeübt werden.


Als entlohnte ausführende Mandate im Sinne des vorhergehenden Absatzes werden angesehen:


1. das Amt als Bürgermeister, als Schöffe und als Präsident eines Sozialhilferates, ungeachtet des damit verbundenen Einkommens,


2. jedes Mandat als Vertreter des Staates, einer Gemeinschaft, einer Region, einer Provinz oder einer Gemeinde, das in einer öffentlichen oder privaten Einrichtung ausgeübt wird, soweit durch dieses Mandat mehr Befugnisse verliehen werden als die bloße Mitgliedschaft bei der Generalversammlung oder im Verwaltungsrat dieser Einrichtung und ungeachtet des damit verbundenen Einkommens,


3. jedes Mandat als Vertreter des Staates, einer Gemeinschaft, einer Region, einer Provinz oder einer Gemeinde, das in einer öffentlichen oder privaten Einrichtung ausgeübt wird, soweit das damit verbundene monatliche steuerbare Bruttoeinkommen mindestens 20 000 Franken erreicht. Dieser Betrag wird jährlich der Entwicklung des Verbraucherpreisindexes angepasst.]

[Art. 1quater eingefügt durch Art. 3 des G. vom 4. Mai 1999 (B.S. vom 28. Juli 1999)]

[Art. 1quinquies - Der Betrag der Entschädigungen, Gehälter oder Anwesenheitsgelder, die als Entlohnung bezogen werden für Tätigkeiten, die von einem Mitglied der Abgeordnetenkammer oder des Senats neben seinem parlamentarischen Mandat ausgeübt werden, darf die Hälfte der parlamentarischen Entschädigung nicht überschreiten.

Bei der Berechnung dieses Betrags werden die Entschädigungen, Gehälter oder Anwesenheitsgelder berücksichtigt, die mit der Ausübung eines öffentlichen Mandats, eines öffentlichen Amtes oder eines öffentlichen Auftrags politischer Art verbunden sind. [Die Entschädigungen, Gehälter oder Anwesenheitsgelder, die mit der Ausübung besonderer Ämter in der Abgeordnetenkammer oder im Senat verbunden sind, wie in der Geschäftsordnung der Versammlung festgelegt, werden ebenfalls bei der Berechnung dieses Betrags berücksichtigt.] [Unter die in vorliegendem Absatz 1 erster Satz erwähnten Entschädigungen, Gehälter oder Anwesenheitsgelder fallen unter anderem die mittelbar oder unmittelbar bezogenen Entschädigungen infolge der Ausübung von Ämtern in Verwaltungsräten, Beiräten und Direktionsausschüssen: 

a) der Interkommunalen und Interprovinzialen,

b) der juristischen Personen, auf die eine oder mehrere öffentliche Behörden gemeinsam mittelbar oder unmittelbar einen beherrschenden Einfluss ausüben: 

- weil sie mit diesen juristischen Personen einen Geschäftsführungs- oder Verwaltungs​vertrag abschließen oder

- unmittelbar oder mittelbar mehr als die Hälfte der Mitglieder ihres Verwaltungs-, Geschäftsführungs- oder Leitungsorgans bestimmen oder eine oder mehrere Personen damit beauftragen, die Aufsicht in ihrer Mitte auszuüben, oder

- unmittelbar oder mittelbar die Mehrheit des gezeichneten Kapitals halten oder

- unmittelbar oder mittelbar über die Mehrheit der mit den Anteilen an der juristischen Person verbundenen Stimmrechte verfügen,

c) der juristischen Personen, bei denen das Parlamentsmitglied infolge eines Beschlusses einer öffentlichen Behörde Teil des Verwaltungsrates, des Beirates oder des Direktionsausschusses ist.]

Bei Überschreitung des in Absatz 1 festgelegten Höchstbetrages wird der Betrag der parlamentarischen Entschädigung verringert, es sei denn, das Mandat als Mitglied der Abgeordnetenkammer oder als Senator wird gleichzeitig mit einem Mandat als Bürgermeister, Schöffe oder Präsident eines Sozialhilferates ausgeübt. In diesem Fall wird das mit dem Mandat als Bürgermeister, Schöffe oder Präsident eines Sozialhilferates verbundene Gehalt reduziert.

Beginnen oder enden die in den Absätzen 1 und 2 erwähnten Tätigkeiten während des parlamentarischen Mandats, setzt der betreffende Parlamentarier den Präsidenten seiner Versammlung davon in Kenntnis.


[Bezieht ein ehemaliges Mitglied der Abgeordnetenkammer oder des Senats eine parlamentarische Austrittsentschädigung, dürfen die in Absatz 2 erwähnten Entschädigungen, Gehälter oder Anwesenheitsgelder, die das ehemalige Mitglied als Entlohnung für Tätigkeiten bezieht, die während des durch die Austrittsentschädigung gedeckten Zeitraums ausgeübt werden, den in Absatz 1 festgelegten Höchstbetrag nicht überschreiten. Bei Überschreitung dieses Höchstbetrages wird die Austrittsentschädigung verringert. Beginnen oder enden die Tätigkeiten während des durch die Austrittsentschädigung gedeckten Zeitraums, setzt das betreffende ehemalige Mitglied den Präsidenten der Versammlung, die die Austritts​entschädigung gewährt hat, davon in Kenntnis.]

In der Geschäftsordnung jeder Versammlung werden die Modalitäten der Ausführung der vorliegenden Bestimmungen festgelegt.]

[Die Bestimmungen des vorliegenden Artikels finden keine Anwendung auf die Präsidenten der Abgeordnetenkammer und des Senats.]

[Art. 1quinquies eingefügt durch Art. 4 des G. vom 4. Mai 1999 (B.S. vom 28. Juli 1999); Abs. 2 abgeändert durch Art. 2 Nr. 1 des G. vom 14. Oktober 2018 (I) (B.S. vom 26. Oktober 2018) und Art. 2 des G. vom 14. Oktober 2018 (II) (B.S. vom 26. Oktober 2018); neuer Absatz 5 eingefügt durch Art. 2 des G. vom 9. Februar 2020 (B.S. vom 18. Februar 2020); Abs. 7 eingefügt durch Art. 2 Nr. 2 des G. vom 14. Oktober 2018 (I) (B.S. vom 26. Oktober 2018)]

Art. 2 - Es ist Ministern, ehemaligen Ministern und Staatsministern, Mitgliedern oder ehemaligen Mitgliedern der Gesetzgebenden Kammern untersagt, diese Eigenschaften in Akten oder Veröffentlichungen mit Bezug auf Gesellschaften mit Gewinnerzielungsabsicht zu erwähnen.


Art. 3 - Notare, Greffiers oder alle anderen ministeriellen Amtsträger wie auch Verleger, die eine in Übertretung vorerwähnter Bestimmung angelegte Akte abfassen, übertragen oder veröffentlichen, werden mit einer Geldstrafe von 50 [EUR] bis 10.000 [EUR] belegt.


Mit derselben Strafe werden Drucker belegt, die die in Artikel 2 erwähnten Eigenschaften in Werbungen, Prospekten oder Mitteilungen mit Bezug auf Gesellschaften mit Gewinnerzielungsabsicht erwähnen.

[Art. 3 Abs. 1 abgeändert durch Art. 2 des G. vom 26. Juni 2000 (B.S. vom 29. Juli 2000)]


Art. 4 - Ehemalige Minister dürfen in keinerlei Eigenschaft in die Verwaltung einer Gesellschaft oder in die Aufsicht über eine Gesellschaft eingebunden werden, die durch ihre Vermittlung zum Zeitpunkt, zu dem sie Minister waren, zur Inhaberin einer Staatskonzession erklärt worden ist, es sei denn fünf Jahre nach Ausscheiden aus ihrem Amt.


Jeder Verstoß gegen dieses Verbot wird mit einer Geldstrafe von 1.000 [EUR] bis 10.000 [EUR] belegt.

[Art. 4 Abs. 2 abgeändert durch Art. 2 des G. vom 26. Juni 2000 (B.S. vom 29. Juli 2000)]


Art. 5 - Mitglieder der Kammern dürfen frühestens ein Jahr nach Beendigung ihres Mandats zu einem vom Staat besoldeten Amt ernannt werden.


[Davon ausgenommen ist das Amt eines Ministers, eines Mitglieds [des Verfassungsgerichtshofes], eines diplomatischen Vertreters und eines Provinzgouverneurs oder -greffiers.]


[...]

[Art. 5 Abs. 2 ersetzt durch Art. 108 des G. vom 28. Juni 1983 (B.S. vom 8. Juli 1983) und abgeändert durch Art. 4 des G. vom 21. Februar 2010 (B.S. vom 26. Februar 2010); Abs. 3 aufgehoben durch Art. 104 des G. vom 16. Juli 1993 (B.S. vom 20. Juli 1993)]

Art. 6 - […]
[Art. 6 aufgehoben durch Art. 2 des G. vom 25. April 2014 (B.S. vom 19. August 2014)]

Art. 7 - Ein Mitglied der Kammern, das die Auszeichnung eines nationalen Ordens aus anderen als militärischen Gründen annimmt oder vom König offene Briefe in Sachen Adelsverleihung erhält, hört unverzüglich auf zu tagen und nimmt sein Amt erst aufgrund einer Neuwahl wieder auf.


Art. 8 - Buch I des Strafgesetzbuches findet ohne Ausnahme der Artikel 66, 67, 69 § 2 und 85 Anwendung auf die in vorliegendem Gesetz bestimmten Verstöße.


Art. 9 - Die Artikel 228, 229 und 230 des Wahlgesetzbuches, revidiert durch das Gesetz vom 11. August 1928 und koordiniert durch den Königlichen Erlass vom 12. August 1928, werden aufgehoben.
